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Für das Ausland jährlich 


Thaler. 


Ju halt: 
Zur Frage: Wad ift Gegenſtaud von Verwastungegerichtabarkelt! 
Mittheilungen aus der Praxis: 

Wer fein Gewehr von feinen Diener außerbalb des Hauſes ausſchieſſen lacht, macht 
lediglich von ben Befugniß des § 16 des Waffenpaleules Gebrauch. 

Die nach Y 18 der Gewerbeerduung zur Erlangung eines concefflonſrten Gewer: 
bes erforderten Eigenſchaften der Verläßlichkeik und Unbeſcholteubeit kommen 
nicht vom Geſichtspunkfe ſtrafgeſetllicher glechtsſolgen aus zu beurkhellen 

Betreffend di cl teng ber politijhen Behörden zweiter Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung in jenen Slralſachen, viıefichtlich welcher bie Potizeibehörden in Gemäß. 
Heit des $ 8 teg Gefeped vyn 22. Oekober 1862, R. G Bl. Nr 72 zur Giraf: 
gerichtsGankeit in eufter Anftang conipetent find. 

Verordnungen. 
Perſonallen 
Griebigungen 


Zur Frage: Was il Gegenſtand nun Verwaltungs- 
gerſchtabarkeit? 


Die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit — in dem vere 
floſſenen Jahre wieder mehrfach parlamentnriſch angeregt — ift, wie 
verlautet, unn Gegenſtand der Erwägung der Regierung geworden. 

Bevor man in dieſer Beztehung zu einem Elaborate, das „ernſt⸗ 
lich“ Arbeit geuannt werden kaun, wird ſchrekten können, wird mau 
ſich wobl im Schooße der Reglerung über folgende zwei Grundſra-⸗ 
gen vollſtäudſg geeinigt haben mufſen: Erfteus, was ſoll Gegenſtand 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit fein? Und zweitens, wie ſoll der Be: | 
bördenorganismus zur Handhabung der Verwaltungsgerichtsbarkeit gez | 
ſtaltet fer? 

Jedermann, der über die Einführung der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit nur beiläufig nachgedacht hat, dürfte zur neberzeugung gelom- 
men fein, daß, weun ein ſolchet Inſtſtut überhaupt in unſer Staate- 
leben eingeführt werden fon, dasselbe jedenfalls nach Nichtung beider 
augedeuteken Hauptgeſichtapunkte über den durch den fatalen Art. 15 
des Staatsgrundgeſeges v. 21. Dec. 1867 über die richterliche Ge- 
walt, R. G. Bl. Rr. 144 für eine Berwaltnugsgerichtsbarkeit in 
Oeſte vorgezeichneten Rahmen hinausgreifen müßte. 

Ueber den Organismus, nämlich näher über die Frage: ob le 
diglich Ein Verwaltungsgerichtshof als über den dermaligen Verwal- 
tungsiuſtanzen ſteheude weitere Beſchwerdeinſtantz, wie beſagter Ar⸗ 
tifel 15 iu Auge hat, errichtet, oder ob eine inſtanzenmäßige Ge- 
richtsbarkeit in Verwaltungs rechts ſachen als beſonderer Orgautsmus 
neben den Verwaltungs behörden eingeführt werben jol, — ift wohl 
jhon Einiges iu Fachblättern und auch in dieſem Blatte gesprochen 
worden. Alle in der Frage bisher Imt gewordenen Stimmen haben 
fih für eine inſtanzenmaßige Verwaltungsrechtſprechung ausgeſprochen. 

Weniger ift noch die Zunge erörtert worden, was fol Gegen- 
ſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit fein? Es herrſcht im Allgemei⸗ 
neu noch ſtarkes Dunkel über dieſe wichtige Frage. Unſere Rechtsge⸗ 
lehrfamkeit hat nach der Richtung hin kaum angefangen zu forſchen, 
Das Beſte, was, jo weit uns bekaunt, über dieſes Thema bisher gee 


ſtellung q 


ſchrieben worden ift, finden wir in eiuer Erörterung uledergelegt, die 
Geheimrath Schmitt in Karlsruhe in der Zeitſchrift Für badiſche Ber- 
waltung und Verwaltungsrechtspflege über die Frage bringt: „Bildet 
die Verordnung einen Nechtstitel für eine verwalkungsrechtliche Klage“? 
Der höchſt intereſſante, das Allgemeine obiger Frage erſchöͤpfende, Auf⸗ 
ſatz dürfte zur Anregung dienen. Es heißt dort: 

„Während es dem meuſchlichen, Geſſte gelungen tjt, für den Rechts⸗ 
ſchutz mittelſt Strafe, jo wie für den Schutz beſtrittener bürgerlicher 
Rechtsverhältniſſe, d. i für die Straf- und Eiyllrechtspflege 
mit wahrhaft bewunderungswürdrgem Scharffinne Einrichtungen zu 
ſchaffeu, die mit faft menſchlich möglicher Sicherheit eine Allen gleich 
zugängliche und unparteilſche Rechtspflege verbürgen, ift der Schuß 
beſtrittener ftaa tö rechtlicher V miſſe, inspeſondere der vielfa⸗ 
chen und unvermeidlichen rechtlichen Lebens beziehungen der Staats. 
augehörigen zur Reglerung und deren Verwaltung als ſolcher, d. i.“ 
die Verwaltungsrechtspflege, faſt in gleichem Grade vernach⸗ 
läſſigt, als ein folder Schuß gegenüber dieſem mit der höchſten Macht 
aucgerüſteten Gegner für die Einzelnen und ihre vechtliche Freiheit 
nicht minder wie für den Stagt ſelbſt von Belang wäre. Was helfen 
alle Bemühungen der Volksverkretung, der Herrſchaft der Regierung 
und ihrer Verwaltung iiber die Stagtsaugehörigen die gebührenden 
Schrauken anzuweiſen, wenn nicht gleichzeiti jeden einzelnen Fall 
ihrer Verletzung eine möglichſt here Gewähr für ihre Wiederher⸗ 


Es leuchtet nun aber eiu, daß von einer ſolchen Einrichtung nur 
in Staateu die Rede ſein kaun, wo die Regterung und deren Organe 
iu der That auch der Rechtsordnung unterworfen find. In Staaten 
mit f. g. abſolutem Regiment, in welchen die geſammte Stratege- 
walt unbeschränkt dent Furſten und ſeiner Regierung befwohnt, fein 
Wille font, „vielleicht auch der unausgeſprochene“, wie Dahlmaun 
ſagt, für Alle verbindliches Geſetz if, bleibt Fein Raum hiefür. 

Die Regierung eines conftitutionellen Staates dagegen ift nicht 
gleichbedentend mit dem Staate ſelbft. Als ſouveräuer Staatswille 
gilt hier nur der fbereinſtimmende Wille von Regierung und 
Volksvertretung; nur eim ſolcher Wille ſteht als Duelle alles poz 
fitiven Rechts auch über der Herrſchaft des poſſtiven Rechtes. Jeder 
einzelne Factor der Staatsgewalt für ſich aber ijt dieſer gaug gleich⸗ 
mäßig unterworfen, die Regierung und deren Verwaltung ebenſo wie 
die Volksvertretung und alle Einzelnen im Starte. Die Regierung 
und deren Organe ha conſtituttonellen Staate, die der vom ſouverä⸗ 
nen Stagtswillen gefeßten Rechtsordnung zuwider handeln, verletzen 
ſomit diefe gleichfalls nnd müſſen darum, ſoll anders die Rechtsord⸗ 
Aung aufrecht erhalten werden, gleich jeder anderen Perſönlichkeit im 
Staate hiefür verantwortlich gemacht werden können. 

Obgleich nun die Regierung mit ihren Organen nicht der Staat 
ſelbiſt ijt, fo ijt doch gewiß, daß fie deuſelben in Ausübung der 
vollgiehenden Gewalt über die Staatgangehörigen vertritt; was fie 
thut, thut fie im Nomen des Staates und für diefen. Die Regie⸗ 
rung und deren Verwaltung ſteht daher fortwährend in doppelter Be- 

hung; theils zur Staatsperfönlichkeit als folder, deren, vollzieheude 
Gewalt fie für dieſelbe vertretungsweiſe auszunben hat, theils zu den 


im Staate befindlichen Einzelnperſönlichkeiten, über welche fie jene 
Gewalt, jedoch innerhalb gewiſſer Grenzen, handhaben ſoll. 

Nach beiden Richtungen Hin normirt der Stagtswille die Haud⸗ 
lungsweiſe der Regierung und deren Organe mittelſt der Rechtevrd⸗ 


nung. Eine Regierungs⸗ oder Verwaltungshandlung, die mit der Rechts⸗ 


ordnung in Widerſpruch tritt, kamt demnach bald mw das daraus 
fließende ſubjective Recht der Staatsperſönlichkelt als ſolcher verletzen, 
bald auch und vorzugsweſſe das eben daher rührende fnbjective Recht 
der zum Staate gehßrigen Einzelperſönlichketten. Ob der eine oder 
der andere Fall eintritt, häugt von dem Subject des factiſchen Inter⸗ 
eſſes ab, das durch die betreffende Rechtsnorm gegen die Handlungen 
Anderer geſchützt werden ſoll. Wenn das factiſche Jutereſſe, welches 
eiue Rechtsnorm zu fchüßzen beſtimmt ift, als ein der Eriſtenz der 
Geſammtſtaatsperſönlichkelt dienendes gilt, fo enthält die mit dieſer 
Norm in Widerſpruch ſteheude Handlung det Reglerung eine Ver⸗ 
letzung des (ſubjectiven) Rechts des Staates; gilt dieſes factiſche 
Intereſſe aber als ein zunächſt und unmittelbar einer Eiuzelperſön⸗ 
lichkeit dienendes, fo liegt in ihr eine Verletzung des (subj.) Rechts 
eben dieſer Einzelperſönlſchkekt. Nicht jede Verletzung einer Rechtsnorm 
ſeitens der Reglerung oder ihrer Verwaltung enthalt anch jhon eine 
Rechtsverlezung eines Einzeluen; wohl aber kaun umgekehrt jede 
Rechtsverletzung eines Einzelnen durch die Verwaltung mittelbar zu⸗ 
gleich als eine Rechtogerletzung des Staates aufgefaßt werden, da 
feine Satzungen eß find, denen entgegen gehandelt wird und die 
Beachtung des Rechtes überhaupt im weſentlichen Intereſſe des Staats⸗ 
ganzen Liegt. 

Wenn z. B. die Regierung rechtswidrig eine Stenererhebnug uns 
terläft und fo, dem Stante die nöhigen Geldmittel nicht rechtzeitig 
parat hält, oder ein vom Staate erlaſſeues Geſetz eiuſeitig mittelſt 
einer unzuläſſigen Verordnung ändert oder aufhebt, fo verletzt fie das 
durch unzweifelhaft das Recht des Staates, an fih aber noch uicht 
das Recht eines einzelnen Staatsangehörigen. Wenn dagegen die Nies 
gierung oder deren Orgaue einen Einzelnen Geltendmachung des 
ihm vom Staate eingeräumten perſöulichen Einfluſſes auf die Bers 
waltung der öffeutlichen Angelegenheiten mittelft Wahl oder Wahlbar⸗ 
keit für öffentliche Aemter nicht zulaſſen; wenn fie von ihm zu Strats- 
zwecken größere Opfer an ihm gehörigen Gütern, größere perſönliche 
Leiſtungen, oder weiter gehende Beſchränkungen femer individuellen 

* Freiheit verlangen, als der Staatswille anorduet; weun fie ihm die 
feiner Perſon gefeplich eingeräumte Theilnahme am Genf ſtaatlicher 
Einrichtungen und Vorthelle verfagen: fo liegt unzweifelhaft in all 
dieſen Handlungen eine Verletzung des dem Einzelnen als ſolchem zus 
ſtehenden Rechte. Allerdings kaun durch letztere Handlungen mittel- 
bar auch daß Recht des Staates ſelbſt als verletzt betrachtet werden; 
allein unmerhin charakteriſiren fie fih zunächſt und unmittelbar als 
Verletzungen det dem Einzel nen zukommenden Rechtes, weil das 
von der Rechtsnorm für unverletzlich erklärte Jutereſſe in erſter Relhe 
als ein der Exiſtenz des Einzelnen dieuendes gilt Deßhalb muß es 
denn auch vernünftiger Weiſe dem freien Belteben des Einzelnen ans 
beim gegeben fein, ob und wie weit er ſein Recht gegenüber der Re⸗ 
gierung oder deren Organen unter Bernfung auf jeue ſchützende Rechts⸗ 
norni verfolgen will oder nicht. Denn wie für jedes (fubj.) Recht fo 
muß auch für das Recht des Einzelnen gegenüber der Verwaltung die 
abſolnte Regel gelten: Jure suo uti nemo cogitur. 

Der Efuzelne kann, wom und injoweit er will, auch Unrecht. 
leiden.“) 

Für die Conſtatirung und Aburtheilungen von Rechtsverlezun⸗ 
gen ſeitens der Regierung und deren Verwaltung gegenüber dem Staate 
ſelbſt beſteht das Inſtitut der Miniſterverantwortlichkeit mit 
beſonderem Staatsgerichtshofe und einem den Verhältniſſen entſpre⸗ 
chenden Verfahren. Dasſelbe gehört uicht zu dem Gegenſtande der 
Erörterung, die nus hier beſchäftigt. Nur die Bemerkung ſei geſtattet, 
daß nach dem eben berührten Verhältniſſe wichte im Wege ſtehen 
dürfte, gegen einen Minister von Staatswegen auch wegen greller und 
ausgedehnter Rechtsverletzungen einzelner Stgatsangehörigen eine 
Anklage zu erheben, insbeſondere, wenn die Einzelnen ſelbſt ſich ber 
der Verletzung für ihre Perſon beruhigen ſollten, z. B. wegen vielfa⸗ 
cher ungebuͤhrlicher Steuerhebungen. 


.) Die gewöhnliche Lehre ift hierüber Sußerſt unklar, dauach ſollen die öffentli⸗ 
chen Rechte der Einzeluen gegenüber der Regierung alle zugleich Pflichten Tein, was 
ein reiner Wibderſpruch ift 
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Die Conſtatirung und Aburtheilung ſtreitiger Rechtsverhältniſſe 
der Regierung und deren Organe gegenüber den einzelnen Staatsan⸗ 
oe aber erachtet man als Aufgabe der Verwaltungsrechts⸗ 
pflege. 

Für die Verwaltung ſelbſt in ihren öffeutlichen Rechtsbeziehnn⸗ 
gen zu deu einzelnen Stgatsangehörigen liegt das Bedürfſiſ, eines 
richterlichen Schutzes nicht vor, dieſes ift vielmehr nur auf Seite der 
einzelnen Staatzaugehörigen begründet, indem jene vermöge ihrer all⸗ 
gemeinen ſtaatsxechklichen Stellung überall, wenigſtens vorläufig, Ges 
Horfaul für ihre Befehle in Anſpruch nehmen kaun, dieſeu alio ein 
nachſolgender Austrag der Sache affen ſtehen muß, wenn fie überhaupt 
vor Rechtsverlezungen der Verwaltung geſchüzt werden folleu. Wir 
dürfen demgemäß die Verwaltungsrechtopflege noeh beſtimmiter, als bie» 
jenige Staatsthätlgkeit bezeichnen, welche die Feſtſtellung und Wieder- 
herſtellung angeblich verletzter, aber beſtrittener Rechte der Staatsau⸗ 
gehörigen in ihren löffentlich rechtlichen) Beziehungen zur Verwaltung 
als ſolcher zum Zwecke hat. 

Wie dargethan, enthält nämlich eine Handlung der Verwaltung 
alsdann eine Rechtsverletzung des Einzelnen, wenn dieſelhe im Wlder⸗ 
ſpruch mit einer Rechtsnorm ſteht, die ein ſolches facttiches Jutereſſe 
zu ſchützen beſtimmt ift, das als ein der Exiſtenz eben des Einzelnen 
dieneudes gilt. Wenn das Staatsgeſetz z. B. den Staatsaugehörigen 
die volle Gewerbefreiheit einräumt, die Stagtsverwaltungsbehörde aber 
einen Einzelnen an der Betrelbung des von ihm gewählten Gewerbes 
hiudert, fo tritt diefe mit jenem Geſetze in Widerſpruch, welches will, 
daß jedem Staatsangehörigen die khn zuſagende Thätigkeit zu feinem 
perſönlichen Fortkommen im Staate offen ſtehen folle und vers 
letzt damit das hieraus fließende Recht des Einzeluen, von der Bers 
waltungsbehörde zu verlangen, daß er von ihr in der Verfolgung 
dieſes hm dienenden Jutereſſes nicht behindert werde 

Es verſteht fih unn aber von ſelbſt, daß von einer ſolchen Were 
letzung nur danu die Rede fein kaun, wenn die Norm, auf welde 
ſich der Einzelne beruft, auch einen den Willen der Reglerung 
und ihrer Organe leidenden Charakter hat. Fehlt ihr dieſer 
Charakter, fo fehlt der ihr widerſprechenden Handlung rwal⸗ 
tung auch der Charakter einer Verlegung im rechtlichen Sime, 
wenngleich dadurch vielleicht das factiſche Intereſſe des Einzelnen 
Noth leiden follte. Der Einzelne kaun alsdaun daraus einen Anſpruch 
für fih gegenüber der Verwaltung nicht ableiten. Wir dächten, 
diefer Saß kaun uicht beſtritten werden. Gibt man ihn aber zu, wie 
man logiſcher Welſe wohl muß, fo glauben wir eben darin den Ober⸗ 
jat für unfere gauze Beweſtführnung gefunden zu haben, iudent et 
ſich alsdann bei deren wekteren Verlanfe unr noch um die Beant- 
wortung der Frage handeln kann, welchen Rechtsnormen im conſtltu⸗ 
tionellen Staate ein auch die Regkerung mit ihren Organen 
bindender Charakter zukommt. 

Daß die Regierung mit ihren Organen im eonſtituttonellen 
Staate dem Geſetze unterworfen ift, unterliegt keinem Zweifel. Das 
Geſetz ift die übereinſtimmende Willeuskundgebung von Regierung und 
Volksvertretung als Norm des Handelns im Staate. Nur auf die 
gleiche Weiſe, wie es entſtanden, kann es audy wieder aufgehoben oder 
geändert werden. Inſolange dies nicht geschehen, iſt Alles Im Staate, 
auch die Regierung und deren Orgaue au ſeine Beachtung gebunden. 
Die Regierung kaun daher nicht einseitig, weder allgemefu noch im 
einzelnen Falle, von einem Geſetze abgehen; jede demſelben widerſpre⸗ 
chende Haudlung der Regierung enthielte eine Verleßung der Rechts⸗ 
ordnung und damit, je nach den Verhältniſſen eine Verletzung des 
fubjeetiven Rechtes des Stanled oder der Einzelnen, die eine gericht⸗ 
liche Verantwortung der giegkernng zur Folge haben kaun. Darüber 
alfo, daß das Gejep geeignet ift, einen Titel zu einer verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Klage des Einzelnen gegen die Regierung und deren Di- 
gane, reſp. die Verwaltung abzugeben, dürfte nicht wohl zu ftreiten fein. 

Allein das Geſetz ift nicht die einzige Norm des Handelns im 
cuuſtitutionelleu Staate. 

Die natürliche Waudelbarkeit der ſtagtlichen Intereſſen macht etz 
nämlich geradezu unmöglich, die zu ihrer Verwirklichung dieuenden 
Handlungen der Regierung und der Staatsangehörigen in allen Gi 
zelnheiten ſchon durch vorausbeſtimmte, abſtracte, bleibende Staate⸗ 
gefese zu normiren, die Befrledigung vieler ſtaatlichen Bedürfniffe 
muß vielmehr unumgänglicher Weiſe Anordnungen uberlaſſeu werden, 
die jeweils der concreten Natur der gerade zu bewältigenden Objecte 
eutuonunen und angepaßt werden, alfo ſelbſt wandelbar und leicht 
veränderlich ſein mülſſen. 


Von dieſem Geſichtspunkte aus betrachtet, laffen ſich ſämmtliche 
das Verhältniß der Regierung und deren Verwaltung nurmixrende 
Geſetze in zwei Claſſen theilen: in abſolut und relativ be 
ſtimmte Geſetze. 

Jene enthalten den für alle Einzelbeziehungen der behandelten 
Verhältufſſe im Voraus feſtbeſtimmten und darum unmittelbar an- 
wendbaren Staatswillen, diefe aber beguügen fih für die Thftigkeit 
der Verwaltung mehr nur Schranken auſzuſtellen, die zwar ihren 
Grenzen nach ebenfalls feft beſtimmt ſind, tur Innern aber einen freien 
Spielraum geben, deſſen Erfüllung das Geſetz ſelbſt dem jeweiligen 
eigenen Willen der Nogterung, deren durch die concrete Na⸗ 
dur der Verhältniſſe bedingtem Ermefſen überläßt. 

Dieſen einſeitigen Willen der Regierung nun, inſofern er fich 
ebeufalls als eine generelle Norm des Haudelns kundgibt, neunt man 
die Verorbnung.“) 

Es ſoll nun durchaus nicht geleugnet werden, daß jede Regie⸗ 
rungsverorbnung, inſoweit fie einem Geſege nicht widerſpricht, für die 
Staatuangehörigen gegenuber der Regierung die gag gleiche 
rechtsverbindliche Kraft wie das Gefeßz ſelbſt hat. Allein diefe Seite 
ihrer Wirksamkeit berührt unfer Thentg gar nicht. Für dieſes ift nur 
die Frage von Belang, ob und inwieweit die Regierung ſelbſt 
ihrer Verordnung unterworfen ift, oder mit anderen Worten, ob die 
Verordnung eine Rechtsnorm iſt, die nicht bloß für die einzelnen 
Staatsangehorlgen, gegenüber ber Regierung und deren Verwaltung, 
ſondern auch für diefe gegenüber den Stagtsangehörlgen verbindliche 
Kraft habe Denn ift diefe Frage zu verneiten, fo folgt mit Noth⸗ 
wendigkeit, daß auch wen einem aus der Verordnung ableitbaren 
Rechte der Einzeluen gegen die Verwaltung und folglich auch von, 
elner verwaltungsgerichklichen Klage gegen die Verwaltung wegen 
Verorduungsverletzungen nicht die Rede ſein kaun. 

Die Verordnung ift, wie bemerkt, der eluſetrig kundgegebene 
Wille der Reglerung als allgemeine Norm des Handelns im Staate. 
Auf diefelbe Metfe wie dieſelbe entſtanden ift, kann fie natürlich auch 
aufgehoben oder abgeändert werben, Der näniliche einſeitige Wille der 
Regierung, der fie erlaſſen, kaum fte folglich auch zurücknehmen oder 
modifietren. Wenugleich demnach die Staatsangehörigen an die Beach 
tung der Verordnung gebunden ſind, ſo iſt etz doch offenbar nicht die 
Regierung auch ihrerſefts. Ja dieſelbe ift fogar in der Lage, 
ihre Verordnung ungeachtet deren allgemeinen Fortbe⸗ 
ſtaudes in einem oder mehreren einzelnen Fällen außer 
Auwendung zu Inffen oder zu mobtftetren. Dam, wenn bie 
Regierung ihre Willenskundgebung im Allgemeinen zu gudern die 
rechtliche Möglichkert hat, wie folte fte gehindert fein, dieſelbe für 
einen einzelnen Fall aufzuheben oder abzuändern? So lauge das Denk⸗ 
geſetz den Schluß vom Allgemeinen auf das Beſondere für giltig 
erklärt, muſſen wir ein folches Hinderneß leugnen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wer fein Gewehr von feinem Diener außerhalb des Hauſes anas 
ſchießen läßt, macht lediglich vou dem Befuguiß des Y u des 
Waffenpatentes Gebrauch. 


Der Eiſenbahnbaubeantte Joſef F, bei A. wohnhaft, Beſitzer 
eines giltigen Waffeupaſſes und eines ihn zur Jagd in den Waldun- 
gen von A. berechtigenden Certificates, beauftragte ſeinen Diener Karl 
B. ſein Jagdgewehr, welches F. am nächſten Tage zur Jagd Dez 
nützen und früher putzen laſſen wollte, bet einigen, 200—300 Schritte 
von ſeiuer Behauſung eutfernt ſtehenden Bäumen auszufchteßen. Der 
Diener hatte fich kaum entfernt gehabt, als er wieder mit der Mel- 
dung zurückkam, das Gewehr fei ihm von einem Gendarmen abge⸗ 
nommen worden. 


=) Die Verordnung bat auf dem Gebiete des Staaterechles elne ähnliche Be 
Stimmung, wie der Vertrag auf dent Gebiete des hürgellſchen Nechtet D i. eiue 
Rechtsforum für die dunch das Geſeß zum Voraus nicht beftinnmbaren Bedürfulſſe abr 
zugeben; nur ijt wegen Berfihicdengeit de Stellung der Nechtfubjecte auf beiden 
Gebieten dort der einfeilſge Wille (Befehl) der Reglerung, bier der über enn. 
jti mm en b e Wille der Betheiligten, das gestaltende Elemenl. 
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Dieſer Sachverhalt wurde durch die übereinſtimmende Augabe 
des Joſef F. und des Karl B. forte des Gendarmen beſtätigt, welch! 
letzterer nur noch beifügte, „der Diener habe geſchaut, ob ſich auf 
dem Baume Vögel befinden; es ſeien aber keine dageweſen.“ 

Mittelſt Straferkenntuiſſes der erſten Inſtanz wurde B. der 
Uebertretung des § 36 des Waffenpatentes ſchuldig erkannt und mit 
5 fl. und dem Verfalle des dem F. gehörigen und von dieſem auf 
500 Frances bewertheten Gewehres beſtraft. 

Anläßlich des Statthaltereirecurſes entſchted die Statthalterei: 
das Straferkeuntnih der erſten Inſtanz fei zu beſtätigen, die Strafe 
auf 2 fl., eventuell 12 Stunden Arret zu mildern. Zugleich wurde 
die Nachſicht des Verfalſes der Waffe beim Minifterium des Juuern 
beantragt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 24. December 1870, 
3. 18295 in folgender Weiſe eutſchieden: 

„Aus den Strafacten wurde erſehen, daß der mit einem ordent⸗ 
lichen Waffenpaß verſehene Joſef F. jemen Diener Karl B. beauf⸗ 
tragt hal, ſein Gewehr an einen beſtimmten Ork zu dem Zwecke zu 
tragen, um dasſelbe auszuſchteßen. In dieſem Sachverhalte konnte nicht 
der Thatbeſtand einer nach § 36 des Waffenpatentes ſtrafbaren Hank: 
lung erkannt werden, zumal $ 16 des Waffenpatentes die ausdrfcck⸗ 
liche Beſtimmung enthält, daß „„wer das Befugniß befltzt, Waffen zu 
tragen, auch berechligt ift, feine Waffen “Hi h "feine Dienerſchaft an 
eilten beſtimmten Ort bringen zu Laffen” “ Aitkt dieſen Umſtänden ift 
der Fall der beantragten Nach des mit Straferkemttniſſe dei Be 
zürkshauptmauues von L. ausgeſprochenen Verfalles des dem Karl B. 
abgenommenen, dem Jofef J. gehörigen Gewehres nicht vorhanden, 
ſondern es muſſen vielmehr das bezogene Straferkennfuiß, wodurch 
Karl B. der Uebertretung des § 36 des Waffenpatentetz ſchuldig her 
funden und nebſt dem Verfalle der Waffe zu einer Geldſtrafe von 
5 fl verurtheilt wurde, dann das Straferkeuntniß der zweiten Juſtanz, 
durch welche das Stkraſerkemtalß der erſten Juſtanz unter Herab⸗ 
ſetzung der Gelbſtrafe auf 2 fl. beſtätigt wurde, von Amts wegen ber 
hoben werden.“ F. v. E. 


Die nach $ 18 der Gewerbeordunng zur Erlaugung eines coneeſ⸗ 

ſionirten Gewerbes erforderten Eigenſchaften der Verläßlichkeit 

und Unbeſcholtenheit kommen nicht vom Geſichtgpunkte ſtrafgeſetz⸗ 
licher Rechtsfolgen aus zu benetheilen.“) 


Ferdinand O war im Jahre 1852 wegen des Verbrechens ber 
Nachahmung öffentlicher, als Münze geltenden Grebitpapiere zu vier⸗ 
jährigem ſchweren Kerker verurtheilt worden. Die Strafe wurde abge⸗ 
büßt und es wurde dem O. ſpäter durch Amkszeugniß dea Kreise 
gerlchtes L. dat. 24. Mai 1869 beſtätigt, „daß die im § 10 Ut. d 
des Gefetted vom 15. November 1867, R. G. Bl Nr. 131 (Straf⸗ 
geſegnovelle) erwähnten Rechtsfolgen nicht mehr beſtehen, und daß 
ihm guch die Unfähigkeit zur Erlangung der im § 6 deßzſelben Gez 
ſetzeß erwähnten Vorzüge und Berechtigungen nicht mehr anklebe.“ 

In den Jahren 1869 und 1870 fuchte dann O. um Ertheilung 
der Coneeſſton zum Betriebe eines Lithographiegewerbes in P. an, 
wurde aber mit ſeinem Anſuchen jedesmal durch alle Juſtanzen, unter 
Htnweffung auf die $Y 7 und 18 der Gewerbeordunug „wegen Diane 
geld der Verläßlichkeit und Unbeſcholteuheit“ abgewieſen. 

Da alfo D. die erſtrebte Gewerbgconeeſſton krotz des vorerwähnten 
gerichtlichen Amtszeugniſſes nicht erlaugen konnte, fo ſuchte derſelbe 
im Wege der allerhöchſten Gnade um die Nachſicht von jenen März 
geln au, welche ihn nach den Entscheidungen der politiſchen Behörden 
von der Erlangung der Gewerbscouceſſton ausſchließen. 

Dieſes Guadengeſuch wurde durch das Miniſterium des Innern 
unterm 11. November 1870, 3. 14670 in nachstehender Neffe er- 
lediget: 

um Bittfteffer ift zu bedenten, daß die Anordnung des $ 18 
der Gewerbeordnung, welche zur Erlangung eines conceſſtonirten Ges 
nebft den allgemeinen Bedingungen zu einem ſelbſtſtändigen, 
Gewerbsbetriebe, noch Verläßlichkeit und Unbeſcholtenheit fordert, durch 
das Geſez vom 15. Nov. 1867, R. G. Bl. Nr. 131 nicht berührt 
werde, weil der Verluſt der Eigenſchaft der Verläßlichkeit und Unbe⸗ 
Schoftenheit keine geſetzliche Nechtafolge einer ſtrafgerichllichen Aburthei⸗ 


) Mon vergt. den Aufſatz in Nr. 97 S. 145 des Jahrganges 1869 ber Sekt. 
ſchrift für Verwaltung. 


lang, fondern vielmehr eine ſich von ſelbſt ergebende, mit dem Leu⸗ 
mude, dem guten Namen und der öffentlichen Meinung zuſammen⸗ 
hängende Folge einer ſtrafrechtlicheu Behandlung tft, welche fid) der 
Norlurrung durch das Geſetz entzieht, — und daß hienach der vorn 
Bittſteller angeſtrebteu Nachſicht von dem Erforderniſſe der Berläß⸗ 
lachkett und Unbeſcholtenheit, über deren Vorhandenfein bei Haudhabung 
der Gewerbeordnung die polktiſchen Behörden im geſeßlichen Inſtanzen⸗ 
zuge zu entſcheiden berufen fhed, die Natur der Sache entgegenſtehe.“ 
r 


Betreffend die Jucompetenz der politifchen Behörden zweiter In⸗ 

ſtanz zur Entſcheidung in jenen Straffachen, ſichklich welcher 

di. lizeibehörden in Gemäſheit des § 3 des Geſetzes vom 22. Der 

tober 1862, N. G. Bl. Nr. 22 zur Strafgerichtsbarkeit in erſter 
Juſtauz competent pi. 


K. in L. machte bei der Polizeidlrection die Anzeige, daß er von 
der Droſchke des Joſef M. überfahren worden fer, ohne jedoch glid- 
licher Weſſe eiue körperliche Verletzung erlitten zu haben. Der ange⸗ 
zeigte Thatbeſtand wurde vom Sohne des Joſef M., der damals als 
Kutcher fungierte, uicht geleugnek und überdies von einem Polizei 
reviſor als Augenzeugen heſtatigt, welcher auch ausſagte, daß der Kut 
fher trotz aller Auſtreiſzearig, den Unfall nur wegen unzureicheuder 
phyſiſchen Kräfte nicht belbindern kounte. Joſef M. gab au, 
oben nur Kraukheit beſtimmut halte, den kaum 14jährigen, behör 
nicht vorgeſtellten Sohn A. gegen den § 6 der Fiakerordnung vom 
5. September 1839, galtziſche Gubern. Vorord. 3. 32599 als Kut- 
fher mit der Droſchke fahren zu laſſen. 

Da bei dem Unfalle eine körperliche Beſchädrgung nicht vor 
konnten war, hielt die Polfzeidirection den Fall zur ſtrafgerlchtl 
Verfolgung nicht geeiguet, ſondern fih allein für competent, ſtellte 
gegen den verhaftet gewefenen A. M. in Anbetracht feines kuabeuhaf⸗ 
ten, 14 Fahre nicht überſteigendeu, Alters, und weil er erwieſener⸗ 
made trog aller Auſtrengungen unr wege mda a Kräfte den 
Uufall nicht zu verhindern im Stande war, das Verfahren wegen 
Uebertretung des nat denn § 7 der Fiakerordunng correſpondirenden 
$ 428 des Strafgeſeßes ein, hielt dagegen wider Joſef M., welcher 
diefe Uebertretung durch ſein Vergehen gegen deu § 6 der Fiaker⸗ 
orduung ($ 429 St. G.) veranlaßt hatte, das Strafverfahren aufs 
recht und verurthellte ihn unter der geſetzlich feſtgeſetzten Strafe 
von 25—50 fl. zu einer Geldſtrafe von 5 fl, eventuell zu 24 
Stunden Arreſthaft. 

Das Straferkeunkuiß wurde über Reeurs des Joſef M. voll 
der Statthalterer in zweiter Inſtauz volliuhaltlich aufrecht erhalten. 

Das Miniſterium des Inueru hat mit Entſcheiduug vom 24. D 
cember 1870, 3. 17465 dag Statthaltereierkeuntniß wegen Incompetenz 
der polftiſchen Behorde zur Entſcheidung diefed Straffalles iu zweiter 
Inſtanz von Amtswegen behoben und die Statthaltereſ beauftragt, den 
gegen das Strafeckenutniß der Polſzeidrrection gerichteten Recurt des 
Jofeph M. zur coufpetenten Entſcheidung in zweiter Juſtauz au das 
k. k. Oberlandesgericht zu leiten Aus folgenden Grunden: „Der 
Gnadenwerber wurde in erſter Inſtanz der Uebertretung des § 6 der 
Finkerordnung für L. vom 5. September 1839 fchuldig befunden und 
auf Grund des $ 429 des St. G. vom 27. Mat 1852 zu einer 
Geldſtraſe von 5 fl., eventuell 1 Tag Arreſt verurtheilt. Die Bafte 
des Straferkenntniſſes der Pollzeidirectton war daher, nachdent die 
Strafbeſtimutung des § 6 der Fiakerordnung nach Artikel I des Straf- 
geſehes vom 27. Mai 1852 durch den $ 429 desſelben außer Kraft 
geſeßt wurde, unzweifelhaft richtig. Ebenſo begründet war die Come 
petenz der Polizeidirection in L. zur Fallung des Straferkenitnifſes 
ir erſter Inſtanz. Dife Competenz gründet ſich nämlich auf die 
58 2 und 3 des Geſetzes vom 22. October 1862, R. G. Bl. Nr. 72. 
Nicht begründet aber war die Competent der Statthalterei zur E 
ſcheidung dieſes Straffalles in zweiter Juſtauz. Deun $ 2 des © 
ſetzes vom 22. October 1862 ſchreibt vor, daß die Strafgerichtsbarkeit 
in erſter Juſtanz über die im § 3 diefes Gefetzes bezeichneten 
Uebertretungen .... von den. . k. k. Polizeibehörden nach Maßgabe 
des § 9 der Strafproceßordnung vom 29. Juli 1853 auszuüben ijt. 
Der $ 9 der Strafproceßordnung aber jagt: „„Beſondere Verordunngen 
werden beſtiumen, über welche Uebertretungen „ die Straf⸗ 
gerichtsbarkeit in erſter JInſtauz von der ... Sccherhe rde ſtatt 
des Bezirksgerichtes auszuüben fein wird. — Ueber dieſe Arten von 
Uebertretungen haben aber die Sicherheitsbeherden .... nach den 
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Vorſchrifteu diefer Strafproceßordunng zu verfahren, und der Metts- 
zug von deren Entſcheidung geht in zweiter Inſtanz an das Ober⸗ 
landesgericht und iu dritter Juſtanz an den oberſten Gerichtshof“. 
Durch § 5 des Geſetzeß vom 22 October 1662 wurde ferner die 
kaiſerliche Verordnung vom 20. Juni 1858, R. G Bl. Nr. 88, 
Font auch die iu § 5 derſelben enthalteue Beſtimntrung dieſer Ver- 
ordnung außer Kraft geſetzt, auf welche fih die Compekenz der poli⸗ 
tiſchen Landesſtellen, beziehungsweiſe des Miniſterjums des Innern, 
zur Entſcheidung in zweiter und dritter Inſtanz in den unter das 
Strafgeſen fallenden Uebertretungsfällen gründete. Mit Rückſicht auf 
diefe Geſetzesſtelle felt fih das in zweiter Juſtauz von der Statt- 
halterei gegen Joſeph M. gefällte Straferkenntniß als incompetent 


heraus.“ 


Verordnungen. 


Verordnung des Miniſters des Innern vont 16. November 1870, Z. 16607 be⸗ 
irefjend bie Penſiausbehundlung der Witwen und Waſſen der Beziefshaupk⸗ 
manner. 


Se L und k. Apoſtoliſche Majeftët haben mit allerhochſtent Handſchreilen vont 
8. November L J. allergnadigſt zu genehmigen geruht, daß bie allerhöchſte Entfchlie- 
ung von 4. September 1850, wonach den Witwen und Walſen der Beziekehnupt. 
männer bes damalſgen Orgmicnud die charaktermahigen Penſtonen nud Enplehungd- 
beiträge wie den Angehörigen der Murfterial-Eerzeltze guzulommen haben, anf bie 
Hinterbließenen der Bezirkshauptinanner bed neuen Drgantenus, ſowohl der erſten 


| als ber zweiten Claſſe, in Anwendung gebracht werden diirfe 


pievon werden zur weiteren gefälligen Verſtändignug ber 
unterftehenden Behorden in Kenntniß gefetzt. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben deu Profeſſor an der Wiener Univerfität, Hofrat 
a 5 das Conilhurkrenz des Franz Joseph Oedeng mit keur 
verliehen. 

Sc. Majeftät haben dem Proſeſſor der medielagchen Klinik au ber Wiener 
Hochſchule, Hofrath Dr Joſeph Skoda, bei deffen Verſehung in den blelbenden Ruhe. 
ſtand dan Coni teng des Franz, Jofeph. Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Centralinſpector der Kaifer Ferdiuauds⸗Nordbahn 
(Sonare Mitten u. K / belt Tatef une HTM t= luft 


Dr, 
terne 


jeftit haben dem Zugenten der priv. Kalferlultfchethbahn, Gta- 
d in Salzburg, Franz Graßberger das golbeue Verdteuſtkrenz mit ber 
Krone verliehen, 

Der Mfnlfter für Guliu und Unterricht bat den Goncepisprakticanten der 
b. Binanzlanbesbieeetion Merauder Freiheren v. dee den eine jüitenifite Cone 
septsabfinctenftelle bei der Direction der abminiftrativen Staktftit verliehen 

Der Diinifter für Cultus und Unterricht Hat den mit Titel und Gpacgkter 
einen Bibliothekscuftus bekielbeten Scriptor ber Bibliothek des E k. polptechniſchen 
Inſtimies in Wien eang Cu Eas bie fuftemiftete Euſtooſtelle und bem pilföbeamten 
dieſer Anſtalt Friedrich Sokup die Seriplorſtelle daſelbſt verliehen. 


Erledigungen. 


me Jeane rectoreſtellt ia Boh men mit 2000 A Jah 

„ 1800 fl., big 5. Februar (Amtsbl Nr. 14) 
Voktancoverwalteröftelle in Krakau, Sahresgehalt 1200 fl, Cantion im ein. 

beige che bertage und Poſtoffielaleſteſle Il. El. im Prager Poſtdtrecttons⸗ 

its. Oball 700 Sauıtlar 000 A. bis 20, Jänner. (Wulaol. Mr. 18. 

ds enè s weranuesmrecrorg tee s Dodenbach mit 1800 fl. Ge- 

Februar (Amtsbl. Nr. 19.) 

icialaftelle beim Hauptiollamte in Olmütz mit 1000 fl, eventuell 

und Gautlonspflicht, eventuell eine Amteofflelols. oder eine 

entemttelle, le 12, Februar. (Matthi, Nr. 19 

is Wieser Hauptzollamte mit 1800 fl. eventuell 

«ine Pveramirsconteriortene Mit 1600 M, ewestuell mit 1500 fl. Gehalt, 250 fl. 

Feber (Amtabl. Nr. 19 


regra 


fficiafsftell rapla Bilmagan Im Etly mit 
700 fl. Gehalt unt Februar, Miso, Nr. 19) 

g Biumstenitelle lin Weweretalllonun bor Statthalterel⸗Conceptzadſunc⸗ 
ken iu Graz mil 600 fl. im Vorrücmgefalle mit 500 fl. oder 400 fl. eventuell 


eme proviſoriſche Stafthalterel 
ta 5. Februar (Amtsbl. Nr. 1 
eee, ans Anarete in Niederoſterreich mit 1800 fl. 
Jahresgehall, bis 8. Febrnor. (Amtsbl. Nr. 22.) 
Praktſcantenſtellen Gei den k. k Tabaktrafllen und Einlsſunggumtern, bis 
15. Februar. (Amtsbl. Nr. 22.) 


onceptendjunctenſtelle mit 400 fl. Gehalt jährlich, 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck veranlwurklich C. Piftert. 


